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Die Vorsitzenden der Bundes-
tagsfraktion Die Linke, Sahra Wa-
genknecht und Dietmar Bartsch, 
veröffentlichten am Mittwoch eine 
Pressemitteilung zum Abschluss 
ihrer Reise in die palästinensischen 
Autonomiegebiete:

Im Rahmen unseres gestrigen Besu-
ches in den palästinensischen Auto-
nomiegebieten trafen wir in Ramallah 
mit dem Ministerpräsidenten Rami 
Hamdallah zusammen. (…) Die Lin-
ke befürwortet die Anerkennung eines 
Palästinenserstaats. Die aktuelle Po-
litik der israelischen Regierung zielt 
dagegen auf eine Ein-Staaten-Lösung.

Ministerpräsident Hamdallah be-
richtete eindrücklich von den verhee-
renden ökonomischen und sozialen 
Folgen der israelischen Siedlungs- und 
Besatzungspolitik. (…)

Begleitet von der Büroleiterin der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Katja Her-
mann, und Vertretern palästinensi-
scher Nichtregierungsorganisationen 
machten wir uns in der Nähe von Ra-
mallah ein Bild vom Mauerbau durch 
die israelischen Behörden. (…) Am 
Abend trafen wir uns dann mit Vertre-
tern linker palästinensischer Parteien 
und Nichtregierungsorganisationen 
(…). Wir hoffen, die palästinensischen 

Linken bald auch im Bundestag be-
grüßen zu können. Denn ihre Sicht auf 
den Konflikt ist in der deutschen Öf-
fentlichkeit weithin unbekannt. Es wä-
re sicher ein Gewinn, auch im Hinblick 
auf eine Änderung der Nahostpolitik 
der Bundesregierung, wenn sich dies 
ändern würde.

Zum Abschluss ihrer Israelreise 
veröffentlichten beide Politiker 
ebenfalls am Mittwoch eine weitere 
Erklärung:

Wir besuchten dieses Land als Zuhö-
rende und Interessierte. Wir wollen 
verstehen, welche Probleme Israel hat 
und wie es sie bewältigen will. Dazu 
gehören nicht nur der israelisch-palä-
stinensische Konflikt und seine Aus-
wirkungen auf die Entwicklung der is-
raelischen Gesellschaft, dazu gehören 
auch soziale Probleme wie Arbeitslo-
sigkeit, Bildung, Rente und die Krise 
auf dem Wohnungsmarkt. Viele dieser 
gesellschaftlichen Probleme sind Pro-
bleme, wie sie auch in anderen Demo-
kratien, auch in der Bundesrepublik, 
existieren. Wichtig für uns als Linke 
ist das auch, weil sich in Deutschland 
gerade in Krisenzeiten rassistische 
und antisemitische Ressentiments ver-
stärkt artikulieren. (…)

Am ersten Tag unseres Aufenthalts 
hatten wir intensive Begegnungen und 
Gespräche in der Knesset (…). Die Lin-
ke in Israel, die der Besatzungspolitik 
kritisch gegenübersteht, braucht mehr 
Unterstützung und auch internationale 
Solidarität. Dafür möchten wir uns in 
Zukunft noch stärker engagieren und 
hoffen darauf, Vertreter von Meretz, der 
Vereinten Liste und den Organisationen 
Breaking the Silence, Peace Now sowie 
B’Tselem auch bald in Berlin begrüßen 
zu können.

Am zweiten Tag unserer Israelreise 
besuchten wir die Holocaust-Gedenk-
stätte Yad Vashem in Jerusalem und 
legten dort einen Kranz nieder mit der 
Aufschrift »Die Ermordeten sind uns 
Mahnung und Verpflichtung«. Aus 
dem Holocaust erwächst eine beson-
dere Verpflichtung auch für Die Linke 
in Deutschland für das Existenzrecht 
Israels. Die Linke steht zudem für das 
Recht der Palästinenser auf einen eige-
nen Staat. Israel ist für Die Linke der 
legitime Ort der Selbstbestimmung des 
jüdischen Volkes. Wir setzen uns insge-
samt für eine Zweistaatenlösung auf der 
Grundlage der Grenzen von 1967 ein.

Diese Position haben wir auch noch 
einmal während des Gesprächs mit dem 
israelischen Präsidenten Rivlin zum 
Ausdruck gebracht. (…)

Die Finanztransaktions-
steuer, auch Robin-Hood-
Steuer genannt, soll in 

zehn EU-Staaten eingeführt 
werden. Der europäische Rat 
»Wirtschaft und Finanzen«, Eco-
fin, wird darüber am 17. Juni in 
Brüssel verhandeln. Auf welchem 
Stand ist die Debatte?

Die Finanztransaktionssteuer, FTS, 
hatten wir vor allem deshalb ins Spiel 
gebracht, um die Finanzindustrie an 
den Kosten der staatlichen Bankenret-
tungen im Gefolge von Immobilien- 
und Euro-Krise zu beteiligen. Die Fi-
nanzminister von zehn europäischen 
Ländern verhandeln nun im Detail, 
für welche Transaktionen Steuern zu 
zahlen sind und welche Ausnahmen es 
geben soll. Nach unseren Informatio-
nen sperrt sich vor allem Belgien. Die 
dortige Regierung will zum Beispiel 
Derivate ausnehmen – also jene Wet-
ten, die auf einzelne Finanzprodukte 
abgeschlossen werden, ob der Preis 
von Aktien künftig steigen oder fallen 
wird – sowie des weiteren vor allem 
auch Pensionsfonds. Und das obgleich 
die geforderten Steuern auf die Fi-
nanztransaktionen, die erhoben wer-
den sollen, tatsächlich sehr klein sind.

Wie soll die FTS aussehen?
Die EU-Kommission schlägt eine 
Transaktionssteuer von 0,1 Prozent 
auf gängige Finanzprodukte und 
0,01 Prozent auf Derivate vor, mit de-
nen die höchsten Umsätze im Speku-
lationsgeschäft gemacht werden. Die 
Steuer hat sie so klein angesetzt, damit 
sie für nachhaltige Investoren kaum 
Wirkung zeigt, wohl aber für Speku-
lanten, die sekündlich neu anlegen. 
Ziel ist, extrem kurzfristige Spekula-
tionsgeschäfte am Börsenmarkt mög-

lichst zu verhindern, sowie zugleich 
Staatseinnahmen zu mehren. Dass es 
überhaupt dazu gekommen ist, haben 
Nichtregierungsorganisationen aus 
unserem Bündnis angestoßen. Lob-
byisten der Finanzindustrie kämpfen 
hingegen nun darum, so viele Schlupf-
löcher wie möglich durchzusetzen.

Wie versuchen die Finanzlobby-
isten, Einfluss zu nehmen?

Sie bestellen teure Gutachten, in de-
nen stets behauptet wird, eine FTS 
würde auf die Realwirtschaft durch-
schlagen und sie zum Erlahmen brin-
gen. Weiterhin betonen sie die Lage 
der armen Pensionäre und Rentner, 
die schließlich gezwungen seien, sich 
privat mit Renten- und Lebensversi-
cherungen abzusichern.

Ist an dem Argument etwas 
dran?

Viele Bürger sind gezwungen, sich 
privat abzusichern, weil die gesetz-
liche Rente zunehmend minimiert 
wird. Private Renten- und Lebensver-

sicherungen müssen indes den Garan-
tiezins erwirtschaften, den sie einst 
auf anderer Basis vereinbart haben. 
Dementsprechend spielt die in sehr 
niedrigem Prozentsatz geplante FTS 
kaum eine Rolle. Und bei dieser Be-
steuerung geht es zunächst letztlich 
nur darum, dass eine Kapitalmarkt-
steuer überhaupt erhoben wird. Bisher 
wurden nur die »kleine Frau« und der 
»kleine Mann« besteuert – etwa mit 
der Erhöhung der Mehrwertsteuer, die 
jeden trifft, der einkaufen geht.

Wer will bislang bei der FTS mit-
machen?

Belgien, Deutschland, Frankreich, 
Griechenland, Italien, Österreich, 
Portugal, Slowakei, Slowenien und 
Spanien: Wichtig ist, die Steuer zu-
nächst einmal in diesem Rahmen zu 
beschließen. Wenn es gut läuft und zu 
Einnahmen bei den Staaten führt, wer-
den sich andere anschließen. Es gilt, 
so viele Länder Europas wie möglich 
einzubeziehen. Sinnvoll ist, sie dann 
international einzuführen.

Sie haben einen offenen Brief an 
die Staats- und Regierungschefs 
der zehn EU-Länder gerichtet – 
mit welchem Ziel?

10.000 Organisationen, Gewerkschaf-
ten und Parteien aus mehr als 20 eu-
ropäischen Ländern drängen auf die 
Einführung der FTS im Juni. Sie war 
schon für Dezember angekündigt. Wir 
appellieren jetzt an Bundeskanzlerin 
Angela Merkel und ihre Amtskolle-
gen, dies keinesfalls weiter zu verzö-
gern. Aus den Einnahmen gilt es Maß-
nahmen zur Armutsbekämpfung und 
zum Umweltschutz zu finanzieren.

� Interview: Gitta Düperthal
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»Lobbyisten kämpfen für 
Schlupflöcher«

Voller Misstrauen

Wolfgang Ischinger

Entwurf für »Integrationsgesetz«

Superdiplomat des Tages 

Wolfgang Ischinger, der als 
deutscher Botschafter 
in den USA mal Spit-

zendiplomat der BRD war, macht 
unterdessen – als Privatier – in Ge-
heimdiplomatie. Er veranstaltet die 
Münchner »Sicherheitskonferenz«, 
das Stelldichein der westlichen Eli-
ten. Ein bisschen kennt der Mann 
sich also mit den internationalen Ge-
pflogenheiten aus.

Am Mittwoch bezeichnete Ischin-
ger gegenüber dpa die Ausladung 
des russischen Präsidenten Wladimir 
Putin vom Gipfel der »G8« im Jahr 
2014 als »Fehler«. Zur Erinnerung: 
Putin hatte sich erdreistet, die 
NA TO-Ostexpansion zu parieren. 
Ein nicht zuletzt aus Berlin gesteu-
erter »Regime Change« brachte in 
der Ukraine zwar einen Haufen neo-
faschistischer Rackets an die Macht, 
löste aber auch einen Bürgerkrieg 
aus. Mittlerweile sanktionieren sich 

die EU und Russland gegenseitig, 
die Ukraine ist ein »failed state«, die 
Krim wieder russisch – und Putin 
nach wie vor Präsident. Irgendwie 
hat die Konfrontationsstrategie nicht 
geklappt.

Dafür tun sich andernorts uner-
wartete Schwierigkeiten auf: Wer 
weiß, wer in den USA der nächste 
Präsident werden wird? Sollte man 
wirklich darauf wetten, dass Groß-
britannien in der EU bleibt? Und 
Frankreich, wenn der Front National 
doch mal gewinnen sollte? Fragen 
über Fragen. Mit dem Transatlantiker 
Ischinger wird dieser Tage niemand 
tauschen wollen.

Und es ist alles andere als aus-
geschlossen, dass – wenn die EU 
in Trümmern liegt, die USA unter 
einem Donald Trump eine interna-
tionale Kehrtwende vollzogen haben 
und die Beliebtheit der Bundesre-
gierung unter fünf Prozent gesackt 
ist – Putin noch immer Staatschef 
Russlands sein wird.

Was tun? Den Russen  wieder zur 
»G7« einladen? Momentan nicht 
denkbar, so Ischinger. Das wäre ja 
das »Eingeständnis einer schweren 
Niederlage«.

Manchmal ist es von der Weltpoli-
tik in den Sandkasten nur ein kurzer 
Dienstweg. � (sc)

Als »Meilenstein« bezeich-
nete Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) den 

vom Bundeskabinett am Mittwoch 
beschlossenen Entwurf für ein Inte-
grationsgesetz. Die Botschaft an die 
Flüchtlinge sei: »Wenn du dich rein-
hängst, dann wird was aus dir«, lobte 
Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) 
den Gesetzentwurf. Doch zahlrei-
che Punkte machen das sogenannte 
Integrationsgesetz eher zu einem 
Integrationsverhinderungsgesetz. So 
behindern die rechtlich zweifelhaften 
Wohnsitzauflagen die Arbeitssuche 
der Geflüchteten: Sie berücksichti-
gen die für das Finden einer Stelle 
wichtigen sozialen familiären und 
freundschaftlichen Netzwerke nicht. 
Das aus 100.000 neuen Ein-Euro-
Arbeitsgelegenheiten bestehende 
»Arbeitsmarktprogramm für Flücht-
lingsintegrationsmaßnahmen« soll 
einer »niedrigschwelligen Heranfüh-
rung an den deutschen Arbeitsmarkt« 
dienen. Suggeriert wird damit in ras-
sistischer und paternalistischer Wei-
se, Flüchtlinge müssten erst »an die 
Arbeit« und »deutsche Tugenden« 
herangeführt werden. Zudem setzt 
dieses Programm die Geflüchteten 
der Gefahr aus, als Billiglohnkon-
kurrenz wahrgenommen zu werden, 
wenn die Ein-Euro-Jobs reguläre Be-
schäftigungsverhältnisse verdrängen.

Insgesamt trieft der Gesetzentwurf 
vor Misstrauen gegenüber Geflüch-
teten. Suggeriert wird, es fehle von 
vornherein an Integrationsbereit-
schaft, diese müsse mit Sanktions-
drohungen erzwungen werden. So 
soll das Asylbewerberleistungsgesetz 
künftig ungefähr 15 verschiedene 
Sanktionstatbestände umfassen, 
mit möglichen Leistungskürzungen 

um rund 50 Prozent – wobei auch 
das verfassungsrechtlich garantierte 
Existenzminimum unterschritten 
werden kann. Empirische Belege für 
eine massenhafte Integrationsverwei-
gerung gibt es allerdings nicht. Auf 
parlamentarische Anfragen musste 
die Bundesregierung einräumen, gar 
keine Daten darüber zu haben, in 
welchem Umfang zu Integrations-
kursen Verpflichtete schuldhaft ihrer 
Verpflichtung nicht nachkommen. 
Während der Bundesinnenminister 
von »zehn bis 15 Prozent« phanta-
sierte, ging der frühere Präsident 
des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge, Manfred Schmidt, von 
nur etwa »einem Prozent« aus.

Tatsächlich ist die Masse der 
Flüchtlinge hochmotiviert. Doch sie 
werden durch gesetzliche Arbeits-
verbote und Einschränkungen sowie 
unzureichende Integrations- und 
Sprachkursangebote zu monate- und 
jahrelanger Untätigkeit verurteilt. 
Auch die notdürftige Unterbringung 
vieler Flüchtlinge sowie die durch 
lange absehbare Personalengpässe 
und bürokratische Schikanen nur 
schleppend erfolgende Bearbeitung 
ihrer Asylanträge wirken sich inte-
grationshemmend aus. Um von ihren 
eigenen Versäumnissen in der Asyl-
politik abzulenken, konstruiert die 
Bundesregierung das Feindbild des 
Integrationsverweigerers und bedient 
damit fremdenfeindliche Ressenti-
ments.

So dient das Gesetz tatsächlich 
der Integration – der Integration von 
AfD- und Pegida-Positionen in die 
Bundespolitik.

Ulla Jelpke ist innenpolitische 

Sprecherin der Fraktion Die Linke 

im Bundestag

Ulla Jelpke

Zehn EU-Staaten diskutieren über Finanztransaktionssteuer. 
Organisationen hoffen auf Einführung. Gespräch mit Detlev von Larcher
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Detlev von Larcher ist Mitglied von 
ATTAC Deutschland und Sprecher der 

Kampagne »Steuer gegen Armut«, 
die hierzulande 99 Organisationen 

unterstützen
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